
 

H A U P T S A T Z U N G  

der Verbandsgemeinde Wachenheim 

vom 12. August 2024 

Der Verbandsgemeinderat hat aufgrund der §§ 24 und 25 Gemeindeordnung (GemO), der §§ 7 und 8 der 
Landesverordnung zur Durchführung der Gemeindeordnung (GemODVO), des § 2 der Landesverordnung 
über die Aufwandsentschädigung für kommunale Ehrenämter (KomAEVO) und des § 2 der Feuerwehr-Ent-
schädigungsverordnung in seiner Sitzung vom 15. Juli 2024 die folgende Hauptsatzung beschlossen, die 
hiermit bekannt gemacht wird: 
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§ 1 
Öffentliche Bekanntmachungen, Bekanntgaben 

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Verbandsgemeinde Wachenheim erfolgen ausschließlich elektro-
nisch auf der Internetseite der Verbandsgemeinde unter der Adresse 

„https://www.vg-wachenheim.de/bekanntmachungen/“, 

soweit dies nach Maßgabe der jeweils einschlägigen Bestimmungen zulässig ist. Dies ist auf der Startseite 
der Internetseite der Verbandsgemeinde bekannt zu geben. Soweit es sich um eine durch Rechtsvorschrift 
des Landes bestimmte Pflicht zur Veröffentlichung handelt, erfolgt die rein elektronische Bekanntmachung 
nach Maßgabe des § 14 EGovGRP. Im Übrigen erfolgen öffentliche Bekanntmachungen im Amtsblatt der 
Verbandsgemeinde Wachenheim; dies gilt insbesondere für Satzungen und sonstige ortsrechtlichen Best-
immungen, in Fällen des § 1 Abs. 3 EGovGRP sowie gem. § 5 Abs. 2 EigAnVO. 

(2) Karten, Pläne oder Zeichnungen und damit verbundene Texte oder Erläuterungen können abweichend 
von Absatz 1 durch Auslegung in einem Dienstgebäude der Verbandsgemeindeverwaltung zu jedermanns 
Einsicht während der Dienststunden bekannt gemacht werden. In diesem Fall ist auf Gegenstand, Ort (Ge-
bäude und Raum), Frist und Zeit der Auslegung spätestens am Tage vor dem Beginn der Auslegung durch 
öffentliche Bekanntmachung in der Form des Absatzes 1 Satz 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist beträgt 
mindestens sieben volle Werktage. Besteht an dienstfreien Werktagen keine Möglichkeit der Einsichtnahme, 
so ist die Auslegungsfrist so festzusetzen, dass an mindestens sieben Tagen Einsicht genommen werden 
kann. 

(3) Soweit durch Rechtsvorschrift eine öffentliche Auslegung vorgeschrieben ist und hierfür keine besonde-
ren Bestimmungen gelten, gilt Absatz 2 entsprechend. 

(4) Kann wegen eines Naturereignisses oder wegen anderer besonderer, nicht in der Verantwortung der 
Verbandsgemeinde Wachenheim liegender Umstände die vorgeschriebene Bekanntmachungsform nicht an-
gewandt werden, so erfolgt in unaufschiebbaren Fällen die öffentliche Bekanntmachung durch öffentlichen 
Ausruf. Die Bekanntmachung ist unverzüglich nach Beseitigung des Hindernisses in der vorgeschriebenen 
Form nachzuholen, sofern nicht der Inhalt der Bekanntmachung durch Zeitablauf gegenstandslos geworden 
ist. 

(5) Sonstige Bekanntgaben erfolgen gemäß Absatz 1, sofern nicht eine andere Bekanntmachungsform vor-
geschrieben ist. 

(6) Bei gleichzeitiger Veröffentlichung in elektronischer und papiergebundener Form im Rahmen von Absatz 
1 Satz 1 ist die elektronische Form nach § 14 Abs. 1 Satz 3 EGovGRP als die authentische Form anzusehen. 

§ 2 
Ausschüsse des Verbandsgemeinderates 

(1) Der Verbandsgemeinderat bildet folgende Ausschüsse: 

1. Haupt- und Finanzausschuss 
2. Werkausschuss 
3. Jugend-, Sport- und Schulträgerausschuss 
4. Rechnungsprüfungsausschuss 
5. Bau-, Umwelt- und Klimaausschuss 
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6. Ausschuss für Tourismus, Kultur und Wirtschaftsförderung 
7. Ausschuss für Soziales und Integration 

(2) Die Ausschüsse haben acht Mitglieder und für jedes Mitglied einen Stellvertreter. 

(3) Die Mitglieder der Ausschüsse werden nach § 45 GemO aus der Mitte des Verbandsgemeinderates und 
sonstigen wählbaren Bürgerinnen und Bürgern der Verbandsgemeinde gewählt. Mindestens die Hälfte der 
Ausschussmitglieder soll Mitglied des Verbandsgemeinderates sein; entsprechendes gilt für die Stellvertreter 
der Ausschussmitglieder. Zum Werkausschuss treten gemäß § 90 Abs. 1 Landespersonalvertretungsgesetz 
in einem Drittel der Mitgliederzahl Vertreterinnen und Vertreter der Beschäftigten mit beratender Stimme 
hinzu. Dem Schulträgerausschuss gehören gemäß § 90 Abs. 2 Schulgesetz zusätzlich an den Schulen tätige 
Lehrkräfte, gewählte Elternvertreterinnen und Elternvertreter und Schülervertreterinnen und Schülervertreter 
an. Jede Schulart wird angemessen berücksichtigt. 

§ 3 
Übertragung von Aufgaben des Verbandsgemeinderates 

auf Ausschüsse 

(1) Die Übertragung der Beschlussfassung über eine bestimmte Angelegenheit auf einen Ausschuss erfolgt 
durch Beschluss des Verbandsgemeinderates. Sie gilt bis zum Ende der Wahlzeit des Verbandsgemeinde-
rates, soweit die Beschlussfassung dem Ausschuss nicht wieder entzogen wird. Die Bestimmungen dieser 
Hauptsatzung bleiben unberührt. 

(2) Der Werkausschuss nimmt die nach der Eigenbetriebsverordnung und der Betriebssatzung für den Ei-

genbetrieb Abwasserbeseitigungswerk der Verbandsgemeinde Wachenheim übertragenen Aufgaben wahr. 

Die Bestimmungen der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung bleiben unberührt. 

(3) Dem Haupt- und Finanzausschuss sowie dem Bau-, Umwelt- und Klimaausschuss wird die Beschluss-
fassung über die Vergabe von Aufträgen über Bau-, Dienst- und Lieferleistungen im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel bis zu einer Wertgrenze von 25.000 €, soweit die Entscheidung hierüber nicht dem Bürger-
meister übertragen ist. 

(4) Die Wertgrenze des Absatz 3 gilt zuzüglich Umsatzsteuer und im Einzelfall bzw. je Auftrag. 

§ 4 
Übertragung von Aufgaben des Verbandsgemeinderates 

auf den Bürgermeister 

(1) Auf den Bürgermeister wird die Entscheidung in folgenden Angelegenheiten übertragen: 

1. Vergabe von Aufträgen über Bau-, Dienst- und Lieferleistungen im Rahmen der verfügbaren Haus-
haltsmittel bis zu einer Wertgrenze von 10.000 €; 

2. Aufnahme von Krediten nach Maßgabe der Entscheidungen des Verbandsgemeinderates oder des 
zuständigen Ausschusses; 

3. unbefristete Niederschlagung gemeindlicher Forderungen bis zu einem Betrag von 1.000 €, 
4. Entscheidung über die Einlegung von Rechtsbehelfen und Rechtsmitteln zur Fristwahrung. 

Die den Eigenbetrieb betreffenden Zuständigkeitsbestimmungen bleiben unberührt. Ebenso bleiben sonstige 
besondere gesetzliche Zuständigkeitsbestimmungen unberührt. 
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(2) Wertgrenzen nach Absatz 1 gelten zuzüglich Umsatzsteuer und im Einzelfall bzw. je Auftrag. 

§ 5 
Beigeordnete 

(1) Die Verbandsgemeinde Wachenheim hat bis zu drei Beigeordnete. 

(2) Die Beigeordneten sind ehrenamtlich tätig. 

(3) Für die Verwaltung der Verbandsgemeinde Wachenheim wird ein Geschäftsbereich gebildet, welcher auf 
die/den Ersten Beigeordnete/n zu übertragen ist. 

§ 6 
Aufwandsentschädigung 

für die Mitglieder des Verbandsgemeinderates 

(1) Zur Abgeltung der notwendigen baren Auslagen und der sonstigen persönlichen Aufwendungen erhalten 
die Verbandsgemeinderatsmitglieder für die Teilnahme an Sitzungen des Verbandsgemeinderates eine Ent-
schädigung nach Maßgabe der Absätze 2 bis 8. Für die Teilnahme an Sitzungen der Fraktionen, die der 
Vorbereitung der Sitzungen des Verbandsgemeinderates dienen, erhalten die Verbandsgemeinderatsmit-
glieder eine Entschädigung nach Maßgabe der Absätze 2, 3, 6, 7 und 8. 

(2) Die Entschädigung wird gewährt in Form eines Sitzungsgeldes in Höhe von 25,00 €. Das Sitzungsgeld 
nach Satz 1 wird auch bei digitaler Sitzungsteilnahme und bei Umlaufverfahren ungekürzt gewährt. Das Sit-
zungsgeld erhalten auch die in die Ausschüsse des Verbandsgemeinderates gewählten Nichtratsmitglieder 
oder ihre Stellvertreter. Fraktionsmitglieder erhalten für die Teilnahme an Fraktionssitzungen zusätzlich pau-
schal jährlich 45,00 €. 

(3) Neben der Entschädigung nach Absatz 2 werden keine Fahrkosten für Fahrten zwischen Hauptwohnung 
und Sitzungsort erstattet. 

(4) Neben der Entschädigung nach Absatz 2 wird nachgewiesener Lohnausfall in voller Höhe ersetzt; er 
umfasst bei Arbeitnehmern auch die entgangenen tarifvertraglichen und freiwilligen Arbeitgeberleistungen 
sowie den Arbeitgeberanteil zu den gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträgen. Selbstständig tätige Perso-
nen erhalten auf Antrag Verdienstausfall in Höhe von 15,00  € pro Stunde. Personen, die weder einen Lohn- 
noch einen Verdienstausfall geltend machen können, denen aber im beruflichen oder häuslichen Bereich ein 
Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme 
einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten auf Antrag einen Ausgleich 

1. in Höhe von 15,00 € pro Stunde, wenn sie mindestens ein in ihrem Haushalt mit ihnen wohnendes Kind 
unter 14 Jahren tatsächlich betreuen oder 

2. in Höhe von 15,00 € pro Stunde, wenn sie einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen 
Angehörigen tatsächlich betreuen oder pflegen. 

Liegen die Voraussetzungen des Satzes 3 Nummern 1 und 2 gleichzeitig vor, wird der Ausgleich nur einmal 
gewährt; es gilt der höhere Betrag. In den Fällen des § 18a Abs. 6 GemO wird unter den Voraussetzungen 
des Satzes 2 Verdienstausfall je Fortbildungstag in Höhe des Betrages, wie er für eine Sitzung gewährt 
würde, erstattet, wenn die Fortbildungsveranstaltung mindestens fünf Zeitstunden einschließlich Pausen 
dauert; entsprechendes gilt in den Fällen des Nachteilsausgleichs (Satz 3). 
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Der Ausgleich wird ausschließlich für die Zeit zwischen 8:00 und 18:00 Uhr gewährt. 

(5) Neben der Aufwandsentschädigung erhalten die Verbandsgemeinderatsmitglieder für Dienstreisen Rei-
sekostenvergütung nach den Bestimmungen des Landesreisekostengesetzes. 

(6) Bei Teilnahme an mehreren Sitzungen oder Besprechungen an einem Tag wird für jede Sitzung ein Sit-
zungsgeld gewährt. Bei zeitgleichen gemeinsamen Sitzungen oder Besprechungen wird nur insgesamt ein 
Sitzungsgeld gewährt; es gilt der höhere Betrag. 

(7) Die Zahl der Fraktionssitzungen, für die ein Sitzungsgeld gewährt wird, darf einschließlich der nach Ab-
satz 6 abgegoltenen Sitzungen jährlich das Zweifache der Zahl der Verbandsgemeinderatssitzungen nicht 
übersteigen. 

(8) Notwendige Aufwendungen für die entgeltliche Betreuung von Kindern oder pflegebedürftigen Angehöri-
gen werden auf Antrag in nachgewiesener Höhe gesondert erstattet. Sonstige Entschädigungen bleiben un-
berührt. 

(9) Die Vorsitzenden der im Verbandsgemeinderat gebildeten Fraktionen erhalten zusätzlich eine besondere 
Entschädigung in Höhe der nach Absatz 2 festgesetzten Entschädigung aller Fraktionsmitglieder. 

(10) Die Aufwandsentschädigung ist halbjährlich nachträglich und längstens bis Ende des Monats zu zahlen, 
in dem das Mandat endet. 

§ 7 
Aufwandsentschädigung 

für Mitglieder von Ausschüssen und Beiräten 

(1) Die Mitglieder der Ausschüsse des Verbandsgemeinderates erhalten eine Entschädigung in Form eines 
Sitzungsgeldes in Höhe von 25,00 €. 

(2) Die Mitglieder sonstiger Ausschüsse und Beiräte des Verbandsgemeinderates oder der Verbandsge-
meinde Wachenheim erhalten eine Entschädigung nach Absatz 1, soweit durch Rechtsvorschrift nichts an-
deres bestimmt ist. 

(3) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 6 Abs. 3 bis 6 und 8 entsprechend. 

§ 8 
Aufwandsentschädigung 

der Beigeordneten 

(1) Ehrenamtliche Beigeordnete erhalten für den Fall der Vertretung des Bürgermeisters eine Aufwandsent-
schädigung in Höhe der Aufwandsentschädigung nach § 12 Abs. 1 i.V.m. § 13 Abs. 1 KomAEVO. Erfolgt die 
Vertretung nicht für die Dauer eines vollen Monats, so beträgt sie für jeden Tag der Vertretung ein Dreißigstel 
des Monatsbetrags gemäß Satz 1. Erfolgt die Vertretung während eines kürzeren Zeitraums als einen vollen 
Tag, so beträgt die Aufwandsentschädigung die Hälfte des Tagessatzes nach Satz 2. Eine nach Absatz 2 
gewährte Aufwandsentschädigung ist anzurechnen. 

(2) Ehrenamtliche Beigeordnete, denen ein bestimmter Geschäftsbereich übertragen ist, erhalten eine mo-
natliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 25 % der einem Ortsbürgermeister zustehenden monatlichen 
Aufwandsentschädigung nach § 12 Abs. 1 Satz 1 KomAEVO. 
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(3) Ehrenamtliche Beigeordnete, denen keine Aufwandsentschädigung nach Absatz 1 oder 2 gewährt wird, 
erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen des Verbandsgemeinderates, der Ausschüsse und Beiräte, der 
Fraktionen und der Besprechungen mit dem Bürgermeister (§ 50 Abs. 7 GemO) die für Verbandsgemeinde-
ratsmitglieder festgesetzte Aufwandsentschädigung; sofern sie nicht bereits hierfür eine Entschädigung als 
gewähltes Rats- oder Ausschussmitglied erhalten. § 6 Abs. 4 und 8 gilt entsprechend. 

(4) Sofern nach den steuerrechtlichen Bestimmungen die Entrichtung der Lohn- bzw. Einkommensteuer nach 
einem Pauschsteuersatz möglich ist, wird die pauschale Lohn- bzw. Einkommensteuer von der Verbands-
gemeinde getragen. Die pauschale Lohn- bzw. Einkommensteuer und pauschale Sozialversicherungs-bei-
träge werden auf die Aufwandsentschädigung nicht angerechnet. 

(5) § 6 Abs. 4 bis 6 und 8 gelten entsprechend. 

§ 9 
Aufwandsentschädigung 

der Gleichstellungsbeauftragten 

(1) Die ehrenamtliche Gleichstellungsbeauftragte erhält eine monatliche pauschale Entschädigung in Höhe 
von 200,00 €. Darüber hinaus werden keine weiteren Entschädigungen, insbesondere Sitzungsgelder, ge-
leistet. 

(2) § 6 Abs. 4, 5 und 8 sowie § 8 Abs. 4 gelten entsprechend. 

§ 10 

Aufwandsentschädigung 
für Feuerwehrangehörige 

(1) Zur Abgeltung der notwendigen baren Auslagen und der sonstigen persönlichen Aufwendungen erhalten 
die Feuerwehrangehörigen eine Entschädigung nach Maßgabe der Feuerwehr-Entschädigungsverordnung 
vom 12.03.1991 (GVBl. S. 85), zuletzt geändert durch Verordnung vom 13.12.2023 (GVBl. Nr. 23 S. 410), in 
der jeweils geltenden Fassung und der Absätze 2 bis 5. 

(2) Eine Aufwandsentschädigung erhalten  

1. der ehrenamtliche Wehrleiter sowie seine ständigen Vertreter, 
2. der ehrenamtliche Wehrführer sowie seine ständigen Vertreter, 
3. die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen, die ständig zu besonderen Dienstleistungen herangezogen 

werden; hierzu gehören: 
a) die Führer mit Aufgaben, die mit denen des Wehrführers vergleichbar sind, und ihre ständigen 

Vertreter, 
b) die Ausbilder in Gemeinden mit Aufgaben, die mit denen der Kreisausbilder vergleichbar sind (Aus-

bilder in Gemeinden), 
c) die Feuerwehrangehörigen, die regelmäßig brandschutzpädagogische Vermittlungsarbeit in der 

Brandschutzerziehung und -aufklärung leisten, 
d) die Jugendfeuerwehrwarte und die Leiter von Vorbereitungsgruppen für die Jugendfeuerwehr, 
e) die ehrenamtlichen Gerätewarte, 
f) die Feuerwehrangehörigen für die Alarm- und Einsatzplanung und 
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g) die Feuerwehrangehörigen für die Bedienung, Wartung und Pflege der Informations- und Kommu-
nikationsmittel. 

(3) Die Aufwandsentschädigung wird in Form eines monatlichen Pauschbetrags gewährt. Daneben werden 
die in § 5 Feuerwehr-Entschädigungsverordnung genannten Aufwendungen besonders erstattet. 

(4) Die monatliche Aufwandsentschädigung beträgt für: 

1. den ehrenamtlichen Wehrleiter  345,00 € 
2. den ehrenamtlichen Wehrführer 150,00 € 
3. Führer mit Aufgaben, die mit denen des Wehrführers 

vergleichbar sind, 70,00 € 
4. ehrenamtliche Gerätewarte 84,00 € 
5. die Jugendfeuerwehrwarte und die Leiter von Vorbereitungsgruppen  84,00 € 

für die Jugendfeuerwehr, 
6. Feuerwehrangehörige für die Alarm- und Einsatzplanung 98,00 €  und 
7. Feuerwehrangehörige für die Bedienung, Wartung und  

Pflege der Informations- und Kommunikationsmittel 98,00 €. 

Die ständigen Vertreter der in Nummern 1 bis 3 genannten Feuerwehrangehörigen erhalten jeweils die Hälfte 
der dem Vertretenen zustehenden Aufwandsentschädigung. Die Aufwandsentschädigung des Ausbilders 
beträgt je Ausbildungsstunde 18,00 €. 

(5) Ehrenamtliche Feuerwehrangehörige erhalten eine Aufwandsentschädigung, wenn sie zu Einsätzen her-
angezogen werden bei denen auf Grund des § 36 LBKG Kostenersatz geleistet worden ist. Die monatliche 
Aufwandsentschädigung ergibt sich aus dem Produkt des maßgebenden Stundensatzes und der tatsächli-
chen Stundenzahl, zu der der Feuerwehrangehörige während des betreffenden Monats herangezogen wor-
den ist. Der Stundensatz beträgt 9,00 €. 

(6) § 8Abs. 4 gilt entsprechend. 

§ 11 
Aufwandsentschädigung 
für weitere Ehrenämter 

(1) Bachpaten, Beauftragte für das Glockengeläut, Beauftragte oder Paten in der Kinder- und Jugendarbeit, 
Brauchtumspfleger, Bücherei- oder Museumsbeauftragte, Dorfgemeinschaftshauspaten, Kulturbeauftragte, 
Ortsbildbeauftragte, Sportanlagenwarte, Umweltbeauftragte, Wirtschafts- und Wanderwegewarte sowie In-
haber vergleichbarer Ehrenämter erhalten eine Aufwandsentschädigung, die nach Stundensätzen bemessen 
wird; die Zeiten für die Wegestrecken vom Wohnsitz bis zum Tätigkeitsort und zurück werden nicht berück-
sichtigt. Die Entschädigung beträgt 15,00 € je volle Stunde. 

(2) Die Mitglieder und Hilfskräfte der Wahl- und Abstimmungsvorstände erhalten eine pauschalierte Abgel-
tung ihres baren Aufwandes in der Form eines Erfrischungsgeldes. Das Erfrischungsgeld beträgt 50,00 € je 
Wahl- oder Abstimmungstag. Finden an einem Wahltag mehrere Wahlen und Abstimmungen gleichzeitig 
statt, so wird das Erfrischungsgeld nur einmal gewährt. 

(3) § 8 Abs. 4 gilt entsprechend. 

  






